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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der schlimme Vorfall in Clausnitz, bei denen ein 

Mob einen Bus wehrloser Flüchtlinge bedroht 

hat, ist ebenso widerlich wie der offene Beifall 

Schaulustiger in Bautzen beim Brand einer ge-

planten Flüchtlingsunterkunft. Der Rechtsstaat 

und die Zivilgesellschaft müssen nun klare 

Kante zeigen. Solche abstoßenden Angriffe auf 

die Würde von Menschen, die in unserem Land 

Zuflucht suchen, dürfen 

sich nicht wiederholen!  

Aufklärung ist auch not-

wendig mit Blick auf 

das Verhalten einiger 

Polizisten in Clausnitz. 

Absolut inakzeptabel ist 

es, nun einseitig den an-

gegriffenen Flüchtlin-

gen die Schuld für die 

Eskalation zu geben.  

Unser Land braucht Zusammenhalt, nicht Hass 

und Ausgrenzung. Deshalb setzt die SPD mit der 

Aktion „Stimme der Vernunft“ ein starkes Sig-

nal gegen Fremdenhass und geistige Brandstif-

ter. Viele Bürgerinnen und Bürger haben sich 

diesem Aufruf schon angeschlossen. Wir zeigen 

damit: Die große Mehrheit der Menschen in un-

serem Land sagt „Nein“ zu Hetze und Gewalt. 

Denn wir wollen, dass Deutschland menschlich 

und sicher bleibt. 

 

Zusammenarbeit mit der Türkei für Sicherung 

EU-Außengrenzen unabdingbar 

Der Europäische Rat hat sich Ende letzter Wo-

che auf ein umfassendes Paket verständigt, um 

den Verbleib Großbritanni-

ens in der Europäischen 

Union zu ermöglichen. Dies 

zeigt, dass die EU weiterhin 

handlungsfähig ist. Wichtig 

aus unserer Sicht: Einzelne 

Länder können das weitere 

Zusammenwachsen der Eu-

ropäischen Union nicht blo-

ckieren. Der Europäische 

Rat hat zudem klargestellt, 

dass es bei den Sozialleistungen zu keiner dauer-

haften Diskriminierung von EU-Bürgern kom-

men darf. Die europäischen Mitgliedstaaten sind 

Großbritannien insgesamt weit entgegen gekom-

men. Nun ist es die Aufgabe von Premier David 

Cameron und anderen politischen, wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen Kräften im Verein-

ten Königreich, mit vollem Einsatz für einen 

Verbleib Großbritanniens in der EU zu werben. 
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Nach der Einigung mit Großbritannien müssen 

die EU und ihre Mitgliedstaaten nun mit voller 

Kraft an einer europäischen Lösung der Flücht-

lingskrise arbeiten.  

Wie erwartet, wurden auf dem Europäischen Rat 

keine neuen Beschlüsse in der Flüchtlings- und 

Asylpolitik gefasst. Ein wichtiges Zwischener-

gebnis ist jedoch, dass die Staats- und Regie-

rungschefs die Zusammenarbeit mit der Türkei 

als vordringliche Aufgabe benannt haben. Der 

Bundesregierung ist es gelungen, die anderen 

Mitgliedstaaten davon zu überzeugen, dass ein 

besserer Schutz der EU-Außengrenzen in der 

Ägäis nur in Zusammenarbeit mit der Türkei 

umsetzbar ist. Nur dann ist ein Rückgang der 

Flüchtlingszahlen erreichbar und nur dann sind 

die notwendigen Voraussetzungen gegeben, um 

die Aufnahme von Flüchtlingen durch humane 

Kontingente zu steuern.  

Deshalb ist es wichtig, dass noch vor dem nächs-

ten regulären Europäischen Rat An-

fang März ein EU-Sondergipfel mit 

der Türkei stattfindet. Daran wer-

den nicht nur, wie ursprünglich ge-

plant, eine „Koalition der Willigen“ 

teilnehmen, sondern alle Mitglieds-

staaten der EU. Die Zeit bis dahin 

muss jetzt intensiv genutzt werden, 

um den Boden für konkrete Vereinbarungen mit 

der Türkei zu bereiten. 

 

Bundeshaushalt 2017: Lackmustest für die In-

tegrationspolitik 

Integrationspolitik muss sich an dem Grundprin-

zip des „Fördern und Fordern“ orientieren. Des-

halb fordern wir ein eigenes Integrationsförde-

rungsgesetz, das die Förderangebote ebenso ver-

ankert wie die Pflicht, diese wahrzunehmen. Das 

von Bund und Ländern derzeit gemeinsam erar-

beitete Integrationspaket auf Grundlage des 

Malu-Dreyer-Plans ist ein elementarer Schritt 

hierzu. 

Um die vor uns liegende Integrationsaufgabe zu 

bewältigen, ist es notwendig, massiv in Bildung, 

Ausbildung und Wohnraum zu investieren. Wir 

brauchen ausreichend viele Kita-Plätze und 

Lehrkräfte in Schulen sowie genügend bezahlba-
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ren Wohnraum – für neu ankommende Flücht-

linge und für Einheimische. Nur dann schaffen 

wir für alle Menschen gute Chancen auf Teil-

habe und verhindern Verteilungskämpfe. 

Deshalb ist es gut, dass die Bundesregierung und 

die Länder sich bis Ende dieses Monats auf Eck-

punkte für ein Integrationspaket verständigen 

wollen. Entscheidend ist jedoch, dass für die dort 

verabredeten Maßnahmen dann auch genügend 

Mittel im Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt 

werden. Ich bin der Meinung: Die Verhandlun-

gen um den Bundeshaushalt 2017 sind der    

Lackmustest, der zeigen wird, wie ernst es unse-

rem Koalitionspartner mit der Integration der 

neu Ankommenden und dem Zusammenhalt un-

serer Gesellschaft ist. 

 

SPD-Fraktion im Dialog mit über 350 Betriebs- 

und Personalräten 

Unter dem Motto „Missbrauch bei Leiharbeit 

und Werkverträgen beenden –Arbeit der Zukunft 

gestalten“ hat die SPD-Bundestagsfraktion am 

Mittwoch mit rund 350 Betriebs- und Personal-

räten aus ganz Deutschland über die Zukunft der 

Arbeit diskutiert.  

Was ist geplant, um dem Missbrauch von Leih-

arbeit und Werkverträgen einen Riegel vorzu-

schieben? Wie schaffen wir ein gutes Investiti-

onsklima für sichere und gute Arbeit? Und wie 

verändert sich Arbeit durch Digitalisierung und 

Industrie 4.0? – Diese und andere Fragen stan-

den im Mittelpunkt des konstruktiven Aus-

tauschs mit rund 350 Betriebs- und Personalrä-

ten aus ganz Deutschland. Die betrieblichen In-

teressenvertreter hätten deutlich gemacht, dass 

eine gesetzliche Regelung zur Eindämmung des 

Missbrauchs von Werkverträgen und Leiharbeit 

überfällig sei. 

Die SPD-Fraktion sucht im Rahmen dieses Pro-

jektes gemeinsam mit Fachleuten, Organisatio-

nen und Bürgerinnen und Bürgern nach Lösun-

gen für die Herausforderungen von morgen. Ich 

freue mich, dass Betriebsrat Michael Heiming 

aus unserer Region auf der Konferenz mit dabei 

war und sich hier gewinnbringend einbringen 

konnte.  
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Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles und der 

Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, 

Thomas Oppermann, legten auf der Konferenz 

noch einmal das Ziel der SPD dar, gute Arbeit 

zukunftsfest zu machen. Beide betonten, dass es 

in Zeiten großer Zuwanderung wichtig sei, die 

Einheimischen nicht gegen die Flüchtlinge aus-

zuspielen. Dazu gehöre, den Missbrauch von 

Leiharbeit und Werkverträgen endlich gesetzlich 

zu regeln. Dass die Union nun die festzugesagte 

Ressorteinleitung des Gesetzesentwurfs            

blockiere, sei unverantwortlich, erklärte Andrea 

Nahles. Eine Million Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer würden auf mehr Sicherheit und 

Gehalt warten.  

IG-Metall-Chef Jörg Hofmann unterstrich eben-

falls, dass es wichtig sei, Dumpingstrategien auf 

dem Rücken der Beschäftigten endlich zu unter-

binden. Er forderte, sichere, gerechtere und 

selbstbestimmtere Arbeit – gerade im Hinblick 

auf die Digitalisierung der Arbeit. Generalsekre-

tärin Katarina Barley erklärte, dass die SPD die 

einzige Partei sei, die den Zusammenhalt unseres 

Landes auf Dauer gewährleisten könne. Sie ver-

wies auf den großen Erfolg der SPD-Kampagne 

„Meine Stimme der Vernunft“, die sich gegen 

rechtspopulistische und rechtsextreme Hetze 

wendet und mehr Zusammenhalt in der Gesell-

schaft mobilisieren will. Außerdem betonte sie, 

wie wichtig es sei, die arbeitende Mitte vermehrt 

ins Blickfeld der Politik zu stellen. 

Großen Anklang fanden die drei Arbeitsgruppen 

zu den Themen „Neue Zeiten – Arbeits- und Le-

bensmodelle im Wandel“, „Neues Miteinander – 

Einwanderungsland Deutschland“ und „Neue 

Chancen – Wertschätzung von Bildung und Ar-

beit“: Hier konnten die betrieblichen Praktiker 

ihre Erfahrungen und Forderungen miteinbrin-

gen und damit einen wichtigen Beitrag zu dem 

Projekt Zukunft – #NeueGerechtigkeit der SPD-

Fraktion leisten. 
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„Integration jetzt“ – 3. Kommunalkonferenz 

der SPD-Bundestagsfraktion 

Bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise spielen 

unsere Kommunen eine Schlüsselrolle. Dies gilt 

nicht nur für die Versorgung neu ankommender 

Flüchtlinge, sondern auch für die erfolgreiche 

Integration von Schutzbedürftigen mit Bleibe-

perspektive. Ob Kinderbetreuung, Jugendhilfe, 

Sprachkurse, Gesundheitsversorgung oder der 

Vermittlung in den Arbeitsmarkt – die konkrete 

Integrationsarbeit wird vor Ort in den Kommu-

nen geleistet. Hier entscheidet sich, ob wir es 

schaffen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt 

in unserem Land zu sichern.   

 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich erfolg-

reich dafür eingesetzt, dass der Bund die Länder 

und Kommunen ab 2016 bei der Versorgung von 

Flüchtlingen mit einer monatlichen Pauschale 

von 670 Euro pro Asylbewerber und Jahr unter-

stützt. Klar ist: Um die weiterhin hohen Flücht-

lingszahlen zu bewältigen, bleiben alle föderalen 

Ebenen gefordert. Deshalb setzten wir unseren 

Dialog mit Vertreterinnen und Vertreter von 

Städten, Gemeinden und Landkreisen                   

auf der 3. Kommunalkonferenz der SPD-Bun-

destagsfraktion fort. Gemeinsam anpacken und 

Lösungen umsetzen – darauf kommt es an. 

 

 

Themen aus dem Plenum  

 

Bundestag stimmt über Asylpaket 2 ab 

Mit dem Gesetz zur Einführung eines beschleu-

nigten Asylverfahrens werden verschiedene 

Maßnahmen zu Verfahren der Anerkennung, 

Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbe-

werbern sowie deren Lebensbedingungen gere-

gelt. Auch wenn ich die Zielsetzung des Geset-

zes in wesentlichen Bereichen unterstütze und 

darin das Ergebnis eines Kompromisses sehen, 

der weitergehende Verschärfungen wie etwa die 
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Einrichtung von Transitzonen verhindert hat, be-

stehen weiterhin erhebliche Bedenken gegen die 

Wirksamkeit einzelner Regelungen des Gesetz-

entwurfes. 

Dies gilt vor allem für die deutliche Verschär-

fung der medizinischen Gründe, die einer Ab-

schiebung entgegenstehen sowie die aus unserer 

Sicht wirkungslosen Reduzierungen von Geld-

leistungen in einzelnen Fällen. 

Flüchtlinge, die Asyl erhalten oder Schutz nach 

der Genfer Flüchtlingskonvention bekommen, 

können ihre Familien weiter nachholen - das 

trifft für die meisten Flüchtlinge zu.  

Ich bin aber im Kern anderer Auffassung bei der 

vorgesehenen zweijährigen Aussetzung des Fa-

miliennachzuges für Personen mit subsidiärem 

Schutz. 

Ich befürchte damit vielleicht sogar eine gegen-

teilige Wirkung als beabsichtigt: durch die Aus-

setzung des Familiennachzuges werden die Le-

bensbedingungen zumeist unbegleiteter Jugend-

licher verschärft. Deren Unterbringung und Be-

treuung verursacht höhere Kosten als eine Fami-

lienzusammenführung und erschwert ihre In-

tegration (während die dennoch nachziehenden 

Angehörigen auf unsichere Wege gedrängt wer-

den könnten). 

Ein relevanter, quantitativer Beitrag zur Redu-

zierung der Flüchtlingszahlen wird offenbar 

auch durch den Innenminister selbst angesichts 

der konkreten Zahlen und damit verbundenen 

Entwicklungen nicht ernsthaft erwartet. 2015 er-

hielten nur 0,6 Prozent der entschiedenen An-

tragssteller subsidiären Schutz und nur 105 Fälle 

von Familiennachzug fanden statt. 

Die Stellungnahmen der Kirchen, ihrer Hilfs-

werke und vieler Organisationen der Flücht-

lingshilfe sind ernst zu nehmen, die vor dieser 

Maßnahme warnen. 

Ich erwarte, dass die für unbegleitete Minder-

jährige im subsidiären Schutz vorgesehene 

Einzelfallprüfung zum Familiennachzug unter 

Berücksichtigung der UN-Kinderrechtskon-

vention erfolgt, nach der Kinder nicht gegen 
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ihren Willen von ihren Eltern getrennt werden 

dürfen.  

Ich gehe davon aus, dass die erst zum 01. August 

2015 eingeführte Möglichkeit des Familiennach-

zuges für subsidiär geschützte Personen nach der 

Aussetzung für einen Zeitraum von zwei Jahren 

wieder reibungslos ermöglicht wird. 

Ich habe meine ablehnende Haltung zur Ausset-

zung des Familiennachzuges im Rahmen der 

Willensbildung bis zur Entscheidung des Deut-

schen Bundestages auch in der eigenen Fraktion 

deutlich gemacht. Da ich im Abstimmungspro-

zess unterlegen war, ge-

hört es zu meinem parla-

mentarischen Verständnis, 

eine Mehrheitsentschei-

dung mitzutragen, wenn 

die eigene Position gegen-

wärtig nicht durchsetzbar 

ist. Aus diesem Grund 

habe ich im Bundestag für 

das Gesetz gestimmt. 

Ich erwarte darüber hinaus 

und werde mich massiv 

dafür einsetzen, dass nach 

den gesetzlichen Änderun-

gen des Asylrechts bei Unterbringung und Aner-

kennung deutlich größere Anstrengungen zur In-

tegration der Menschen mit Bleiberechtsper-

spektive unternommen werden. Statt weiterer 

Verschärfungen beim Asylrecht müssen wir jetzt 

vorrangig ein Integrationsgesetz zur Verbesse-

rung des Zugangs zu Sprachkursen, Bildung, 

Ausbildung und Arbeit für Asylsuchende auf 

den Weg bringen. 

 

EU-Tabakproduktrichtlinie umsetzen 

Der Regierungsentwurf, der in 2./3. Lesung be-

raten wird, sieht die nationale Umsetzung der 

EU-Tabakproduktrichtlinie 

vor. Ziel ist es, insbesondere 

Jugendliche vom Einstieg in 

den Konsum von Tabaker-

zeugnissen und elektroni-

schen Zigaretten abzuhal-

ten. Neu eingeführt werden 

u. a. Warnhinweise auf Zi-

garettenpackungen und Ta-

bak zum Selbstdrehen, die 

künftig aus einer Kombina-

tion von Bild und Text be-

stehen, die 65 Prozent der 

Packungsfläche umfassen. 

Außerdem werden europa-
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weit einheitliche Regelungen zu Zusatzstoffen 

getroffen. Verboten werden charakteristische 

Aromen wie etwa Menthol. Auch andere Zusatz-

stoffe sollen verboten werden, die die Attraktivi-

tät, die Sucht erzeugende oder toxische Wirkung 

erhöhen. Diese Zusatzstoffe werden auch in 

elektronischen Zigaretten verboten. Darüber hin-

aus werden auch Werbeaktivitäten etwa in Form 

von Gutscheinen oder Gratisverteilungen verbo-

ten. 

 

Intelligente Mobilität fördern 

In dieser Woche beraten wir in 2./3. Lesung ei-

nen Antrag der Koalitionsfraktionen zur Nut-

zung der Potentiale der Digitalisierung im Ver-

kehrsbereich. Wir wollen die Di-

gitalisierung in allen Verkehrsbe-

reichen – vom Straßen- und 

Schienenverkehr bis zur Logistik 

und zur Luftfahrt - nutzen und 

fördern. So lassen sich Effizienz 

und Sicherheit im Verkehrsbe-

reich erhöhen und die Umwelt 

besser schützen. Dabei haben wir 

die Einhaltung der Datenschutz-

standards stets fest im Blick. Um 

die Potentiale der Digitalisierung 

zu nutzen, bedarf es allerdings 

enormer staatlicher Anstrengungen in der For-

schung, Förderung und bei der Anpassung recht-

licher Rahmen und Standards. Hierzu soll die 

Bundesregierung eine verkehrsträgerübergrei-

fende Strategie zur intelligenten Mobilität vorge-

legen. 

Zuständigkeiten Bund bei Wasser- u. Schiff-

fahrtsverwaltung anpassen 

Nach der Reform der Wasser- und Schifffahrts-

verwaltung (WSV) in der vergangenen Legisla-

turperiode will die Bundesregierung mit ihrem 

Gesetzentwurf die Zuständigkeiten von Bundes-

behörden an die neue Struktur der WSV anpas-

sen. Bei der Reform wurden die bisherigen sie-

ben Wasser- und Schifffahrtsdirektionen in einer 
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Behörde zusammengefasst. Der Gesetzesent-

wurf zeichnet die organisatorischen Änderungen 

der Reform nach und ermächtigt das Verkehrs-

ministerium in allen betroffenen Rechtsverord-

nungen die nötigen Bezeichnungs- und Zustän-

digkeitsänderungen vorzunehmen. Wir haben 

den Gesetzentwurf in dieser Woche in 2./3. Le-

sung beraten. 

 

Für alle Recht auf Girokonto schaffen 

Mit dem vorliegenden 

Gesetzentwurf setzen 

wir die EU-Zahlungs-

konten-Richtlinie um. 

Künftig dürfen Banken 

niemanden mehr die Er-

öffnung eines Girokon-

tos verwehren. Jede 

Bürgerin und jeder Bür-

ger soll ein Konto eröff-

nen dürfen. Dieses Recht erhalten auch Asylsu-

chende und Menschen, die mit Duldung bei uns 

leben. Allerdings muss der Kunde geschäftsfä-

hig sein. Bislang galt für die Einrichtung soge-

nannter „Jedermann-Konten“ lediglich eine 

Selbstverpflichtung der Banken. Bei dem „Je-

dermann-Konto“ oder „Basiskonto“ handelt es 

sich grundsätzlich um ein Konto auf Guthaben-

basis. Der Kunde erhält in der Regel kein Recht, 

Schulden zu machen - also keinen Überzie-

hungsrahmen. Inhaber eines Basiskontos erhal-

ten – im Vergleich zu sonstigen Zahlungskonten 

- besonderen Schutz: Banken dürfen nur ange-

messene Entgelte erheben und die Kündigungs-

möglichkeiten des Kreditinstituts sind deutlich 

eingeschränkt. Die Umsetzung der EU-Richtli-

nie ist mit weiteren Verbesserungen für Verbrau-

chern verbunden. Zum Beispiel wird es einfa-

cher, zu einem anderen Finanzinstitut zu wech-

seln. Außerdem müssen Banken künftig sowohl 

vor Vertragsschluss als 

auch während der Ver-

tragslaufzeit über alle 

Gebühren informieren. 

 

Reform des Vergabe-

rechts im Verordnungs-

wege umsetzen 

Im Dezember hat der 

Bundestag eine umfassende Modernisierung des 

Vergaberechts beschlossen. Damit haben wir die 

öffentliche Auftragsvergabe auf Grundlage des 

neuen gemeinschaftsweiten EU-Vergaberechts 

umfassend modernisiert, vereinfacht und anwen-

dungsfreundlicher ausgestaltet. Jetzt diskutieren 

wir den Bericht des Ausschusses für Wirtschaft 

und Energie zur Verordnung zur Modernisierung 

des Vergaberechts. Diese Verordnung ergänzt 
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das beschlossene Gesetz in zahlreichen Detail-

fragen zur klassischen Auftragsvergabe, zur 

Vergabe von Aufträgen in verschiedenen 

Sektoren, zur Konzessionsvergabe und im Be-

reich der Vergabestatistik. 

 

Neue Agenda für globale nachhaltige Entwick-

lung 

Die Millenniumsentwicklungsziele (MDGs), die 

im Jahr 2000 von den Vereinten Nationen ver-

einbart wurden und seither substantielle Verbes-

serungen in den Entwicklungsländern erreicht 

haben, sind 2015 ausgelaufen. Daher verstän-

digte sich die internationale Staatengemein-

schaft 2012 darauf, dass die MDGs von 

„Sustainable Development Goals“ (SDGs) abge-

löst werden sollen. Dazu wurden im letzten Jahr 

17 Ziele entwickelt, die universell anwendbar für 

alle Länder gelten und jeweils national bis 2030 

umzusetzen sind. Am 25. September 2015 hat 

die UN-Generalversammlung die globale 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung be-

schlossen. 

Wir beraten in dieser Woche abschließend einen 

Antrag der Koalitionsfraktionen zu den neuen 

UN-Nachhaltigkeitszielen. Wir begrüßen aus-

drücklich die vorgeschlagenen 17 SDGs und ih-

ren universellen Charakter. Sie spiegeln die 

komplexen globalen Herausforderungen wider 

und müssen nun konsequent umgesetzt und mit 

wirkungsvollen Überprüfungsmechanismen be-

gleitet werden.  

 

 

Meister BAföG wird attraktiver 

Seit 1996 werden mit dem Aufstiegsfortbil-

dungsförderungsgesetz (AFBG), auch bekannt 

als „Meister-BAföG“, Maßnahmen der berufli-

chen Aufstiegsfortbildung finanziell unterstützt. 

Mit der Reform des AFBG machen wir berufli-

che Aufstiegsfortbildungen nun noch attraktiver, 

indem wir im Rahmen des parlamentarischen 

Verfahrens eine Anhebung der Zuschüsse zum 

Unterhalts- und Maßnahmenbeitrag um 50 bzw. 

40 Prozent durchgesetzt haben. Damit schaffen 

wir neue Anreize für Weiterbildungswillige, die 

bisher wegen der hohen Folgekosten davor zu-

rück schreckten. Mit der Erhöhung des Erlasses 

bei erfolgreichem Maßnahmenabschluss auf 40 
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Prozent wollen wir zudem zu mehr Durchhal-

tewillen in schwierigen Situationen motivieren. 

Ebenso erhalten fortan auch Bachelorabsolven-

ten einen Zugang zur AFBG-Förderung. Das Ge-

setz erhöht und vereinheitlicht darüber hinaus 

den Kinderbetreuungszuschlag und führt die 

elektronische Antragsstellung ein. 

 

Messwesen der Stromversorgung digitalisieren 

Mit dem Gesetzentwurf zur Digitalisierung der 

Energiewende soll das gesamte Messwesen im 

Strombereich neu geregelt werden. Während in 

der Vergangenheit elektrischer Strom nur in eine 

Richtung floss und Informationen über die 

Stromflüsse sehr limitiert waren, ist das dezent-

rale Stromversorgungssystem der Zukunft durch 

Informations- und Stromflüsse in beide Richtun-

gen gekennzeichnet. Dies erhöht die Anforde-

rungen an die einzusetzenden Mess- und Kom-

munikationstechnologien und Datenverarbei-

tungssysteme. Festgelegt werden in dem Gesetz-

entwurf unter anderem technische Vorgaben für 

intelligente Messsysteme ("Smart Meter") sowie 

die Zuständigkeiten des Messstellenbetriebs und 

der Informationsweitergabe. Ein Flächende-

ckender Pflichteinbau von Smart Metern ist zu-

nächst vor allem für Verbraucher mit einem Jah-

resverbrauch ab 6.000 Kilowattstunden vorgese-

hen. 

Für uns liegt bei diesem Gesetz das besondere 

Augenmerk auf dem Datenschutz für die Ver-

braucher, dem Schutz des Stromnetzes als kriti-

scher Infrastruktur und dessen Weiterentwick-

lung für die Anforderungen in einem neuen 

Strommarktdesign. Daher ist die Aufgabenver-

teilung zwischen Verteilnetz- und Übertragungs-

netzbetreibern von großer Bedeutung.  

Nach der 1. Lesung wird der Gesetzentwurf dem 

federführenden Ausschuss für Wirtschaft und 

Energie zur weiteren Beratung überwiesen. 

 

Ich wünsche Ihnen ein entspanntes Wochenende 

aus Berlin. 

Ihr 
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